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I. Einleitung
1. Auf dem Weg zum „Zivilprozess der Zukunft“ - Warum Reformbedarf?
2. Neuerungen durch das Justizstandort-Stärkungsgesetz

II. Vorab: Chance zur Profilierung im internationalen Wirtschaftsverkehr oder „Bin 
ich überhaupt zuständig?“

III. Leitmodell für den Zivilprozess
1. Strukturierung des Verfahrens – Case Management
2. Vereinbarungen über Organisation und Auflauf des Verfahrens
3. Eine Tatsacheninstanz plus Revisionsinstanz 

IV.Ein neues Leitmodell ? Einladung zur Diskussion
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 Warum Reformbedarf? (1)
 Rückgang der Eingangszahlen bei den Zivilgerichten; Analyse, Ursachenforschung siehe Gutachten Meller-

Hannich/Ekert/Nöhre/Höland u.a., 2023: „In allen Bereichen der alternativen Streitbeilegung (scil. 
Schiedsgerichtsbarkeit eingeschlossen) können wir Zuwächse vermerken; (nur) bei den Zivilverfahren vor 
staatlichen Gerichten gehen die Zahlen kontinuierlich zurück.“ (S. 416)

 Nicht der Rückgang an sich ist ein Problem, seine Ursachen können aber in bestimmten Situationen und 
Konstellationen zum Problem werden. (S. 437)

 Justizorganisatorische Gründe (fehlende Spezialisierung der Richter usw.)

 Defizite des Verfahrens, Folge „Unwirtschaftlichkeit des Zivilprozesses“

 Warum Reformbedarf (2)
 Verlust des Vertrauens in Gewährung effektiver Rechtsschutzverfahren?

 UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, die insbesondere in Ziel 16 verlangt: „Friedliche und inklusive 
Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung (zu) fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz (zu) ermöglichen 
und leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen auf(zu)bauen“.

 Und außerdem …
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 Insbesondere Wirtschaftsrechtliche Streitigkeiten

 „… effektiver Rechtsschutzmit einem zeitgemäßen Gerichtssystem essentiell für eine funktionierende 
Marktwirtschaft. … Rechtsfortbildungs- und Orientierungsfunktion ihrer veröffentlichten Entscheidungen … 
Rechtssicherheit ab, die einen positiven unternehmerischen Standortfaktor darstellt. … Diskutiert wurde 
zudem, inwiefern den Commercial Courts eine Orientierungsfunktion bei der Modernisierung 
wirtschaftsrechtlicher Verfahren zukommen kann.“ (Zivilprozess der Zukunft, Arbeitsgruppe 3 
„Wirtschaftsrechtliche Streitigkeiten“, S. 68 f., https://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Zivilprozess-der-
Zukunft/index.php)

 „Für große Wirtschaftsstreitigkeiten bietet die ordentliche Gerichtsbarkeit in Deutschland insgesamt nur 
eingeschränkt zeitgemäße Verfahrensmöglichkeiten an. In der Folge werden solche Streitigkeiten vermehrt 
in anderen Rechtsordnungen oder innerhalb der privaten Schiedsgerichtsbarkeit geführt. Vor diesem 
Hintergrund bedarf es einer Stärkung des Justiz- und Wirtschaftsstandorts Deutschland. Parteien von 
privatrechtlichen Wirtschaftsstreitigkeiten sollen Verfahren künftig vollständig in englischer Sprache führen 
können. Außerdem soll den Parteien von großen privatrechtlichen Wirtschaftsstreitigkeiten ein attraktives 
Gesamtpaket für das Verfahren angeboten werden, damit sich Deutschland dem Wettbewerb mit 
anerkannten ausländischen Handelsgerichten und Schiedsgerichten stellen kann.“ (RegE
Justizstandort-Stärkungsgesetz, BT-Drs. 20/8649, S. 1)
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 Neuerungen durch das Justizstandort-Stärkungsgesetz (G.v. 7.10.2024, BGBl. 2024 I Nr. 302)

 Für alle Zivilprozesse: Geheimnisschutzregelung § 273a ZPO (nach dem Muster GeschGehG)

 Ermächtigung zur Einrichtung von  Commercial Courts (§ 119b Abs. 1 GG) für bestimmte 
Streitigkeiten

 Länder können (für Verfahren bestimmter Sachgebiete) vorsehen: alternativ Gerichtssprache 
Englisch (§§ 184a, 184b GVG) vor den Commercial Courts (§ 119b GVG) und Commercial 
Chambers (vgl. § 184a I 1 Nr. 1 GVG)

 Einige besondere Regelungen für CC-Verfahren § 612 ZPO (Organisationstermin), § 613 ZPO 
(Wortprotokoll, Abs. 2: auch durch gerichtsfremde Protokollperson möglich)

 Verfahren vor dem Commercial Court im ersten Rechtszug: Verfahrensvorschriften  § 610 
Abs. 1 ZPO (entspr. Anwendung der Vorschriften für Verfahren im ersten Rechtszug vor den LG, 
ausgenommen §§ 348 bis 350)

 Verfahren vor dem Commercial Court (OLG): Rechtsmittel Revision  § 614 ZPO (S. 2: Urteil 
im ersten Rechtszug: Revision bedarf keiner Zulassung)
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 Auf Commercial Court übertragbare Sachgebiete (§ 119b I 1 Nr. 1 bis 3 GVG)

 gesellschaftsrechtliche Streitigkeiten, M&A-Streitigkeiten; ausgenommen 
Beschlussmängelstreitigkeiten, Verfahren nach § 71 II Nr. 4 GVG und Verfahren nach § 375 FamFG
(§ 119b I 4 GVG)

 Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Unternehmern (§ 14 BGB) mit Ausnahme von solchen auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes, des Urheberrechts sowie über Ansprüche nach dem 
UWG

 Reformvorhaben Modernisierung des Schiedsverfahrensrechts – Änderung der Zuständigkeitsregelung
 Gesetzgebungsverfahren 2024  Diskontinuität anheimgefallen

 27.2.2026 Ref-E § 1062 (5) ZPO-E: … Ist bei einem Oberlandesgericht oder einem Obersten Landesgericht aufgrund 
einer Rechtsverordnung nach § 119b Absatz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes ein Commercial Court eingerichtet, 
so kann die Zuständigkeit von der Landesregierung durch Rechtsverordnung auch dem Commercial Court übertragen 
werden; …. …. Haben mehrere Länder einen gemeinsamen Commercial Court an einem Oberlandesgericht oder an 
einem Obersten Landesgericht eingerichtet, so können sie auch dessen Zuständigkeit vereinbaren. 
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 Voraussetzung: Zuständigkeit „eines Commercial Court“
 § 119b II GVG: 1Der Commercial Court wird durch ausdrückliche oder stillschweigende 

Vereinbarung der Parteien zuständig, sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 
2Die vereinbarte Zuständigkeit ist ausschließlich, sofern die Parteien nichts anderes ausdrücklich 
vereinbart haben. 3Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 wird der Commercial Court auch 
zuständig, wenn der Kläger dies in der Klageschrift beantragt hat und der Beklagte sich in der 
Klageerwiderung rügelos darauf einlässt.

 Welcher Commercial Court? Örtliche Zuständigkeit
 Ausgangspunkt: Gerichtsbezirk (Wolff NJW 2025, 1081, 1083)
 Aber: § 119b II GVG: Sind in einem Land mehrere Oberlandesgerichte errichtet, so kann die 

Landesregierung die Zuständigkeit des Commercial Courts durch Rechtsverordnung über das Gebiet 
des Oberlandesgerichts hinaus bestimmen.

 Aber: § 119 VI GVG: 1Mehrere Länder können vereinbaren, einen gemeinsamen Commercial Court …. 
einzurichten. 2Die Zuständigkeit eines gemeinsamen Commercial Courts nach Satz 1 kann über 
Ländergrenzen hinaus vereinbart werden.

Chance zur Profilierung im internationalen Wirtschaftsverkehr oder „Bin ich 
überhaupt zuständig?“
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 Welcher Commercial Court? Örtliche Zuständigkeit
 Gerichtsstandsvereinbarung

 Welcher Commercial Court? Internationale Zuständigkeit
 § 119b VII GVG: 1Regelungen in völkerrechtlichen Vereinbarungen gehen, soweit sie unmittelbar anwendbares 

innerstaatliches Recht geworden sind, dieser Vorschrift vor. 2Regelungen in Rechtsakten der Europäischen 
Union bleiben unberührt. 3Die zur Aus- und Durchführung von Vereinbarungen und Rechtsakten im Sinne der 
Sätze 1 und 2 erlassenen Bestimmungen bleiben unberührt. 4Soweit eine Gerichtsstandsvereinbarung zur 
internationalen und gegebenenfalls örtlichen Zuständigkeit nach vorrangig anzuwendendem internationalen 
Recht unter geringeren Voraussetzungen wirksam wäre, gilt dies im Rahmen des Anwendungsbereiches dieses 
Rechts in gleicher Weise für die Vereinbarung nach Absatz 2 Satz 1.

 Heißt: Vereinbarung muss jeweiligen Vorgaben genügen (Nordmeier, WM 2025, 689, 690)
 AGB-Kontrolle (§§ 305 ff. BGB) ?

 Vereinbarung des Commercial Court als  unangemessene Benachteiligung i.S.v. § 307 I BGB 
nicht auszuschließen (vgl. Nordmeier, WM 2025, 689, 694)

Chance zur Profilierung im internationalen Wirtschaftsverkehr oder „Bin ich 
überhaupt zuständig?“
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McGuire/Andjic, ZZP 2025, 167:
„Die »Flucht« vor ein ausländisches bzw. außereuropäisches Gericht 
oder ein privates Schiedsgericht hat jedoch häufig Gründe, die nicht 
aus einem Defizit der deutschen Zivilgerichtsbarkeit herrühren.“

Chance zur Profilierung im internationalen Wirtschaftsverkehr oder „Bin ich 
überhaupt zuständig?“
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nur eine Tatsacheninstanz 
(bei relativ hohem Streitwert)

Organisationstermin 
(Case Management)

Revisionsinstanz ohne 
Zulassungserfordernis

ComCourt

Das magische Dreieck … des Commercial Court-Verfahrens

Gerichtssprache 
alternativ 
Englisch

Wortlautprotokoll 
(auch Court-

Reporter)
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§ 612 ZPO 
„Der Commercial Court im ersten Rechtszug und die Commercial Chamber 
treffen mit den Parteien so früh wie möglich in einem Organisationstermin
Vereinbarungen über die Organisation und den Ablauf des Verfahrens, 
sofern keine sachlichen oder organisatorischen Gründe entgegenstehen. Die 
§§ 224, 296 und 356 gelten für Vereinbarungen, die im Rahmen eines 
Organisationstermins getroffen wurden, entsprechend.“

1. Strukturierung des Verfahrens – Case Management
2. Vereinbarungen über Organisation und Ablauf des Verfahrens
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 § 612 ZPO „Der Commercial Court im ersten Rechtszug und die Commercial Chamber treffen mit den Parteien so 
früh wie möglich in einem Organisationstermin Vereinbarungen über die Organisation und den Ablauf des 
Verfahrens, sofern keine sachlichen oder organisatorischen Gründe entgegenstehen. Die §§ 224, 296 und 356 
gelten für Vereinbarungen, die im Rahmen eines Organisationstermins getroffen wurden, entsprechend.“

 Zum Vergleich ZPO-Erkenntnisverfahren ohne § 612 ZPO
 „Früher erster Termin“ (§ 275 ZPO) für Verfahrensorganisation einsetzbar

 § 139 I 3: „Das Gericht kann durch Maßnahmen der Prozessleitung das Verfahren strukturieren und den Streitstoff 
abschichten.“  auch  i.V.m. § 273 II Nr. 1 („den Parteien die Ergänzung oder Erläuterung ihrer vorbereitenden 
Schriftsätze aufgeben, insbesondere eine Frist zur Erklärung über bestimmte Punkte setzen“)

 § 356 ZPO: Beweisaufnahme steht Hindernis von ungewisser Dauer entgegen  Frist, nach deren Ablauf 
Beweismittel nur benutzt werden darf, wenn nach freier Überzeugung des Gerichts Verfahren nicht verzögert

 Parteidisposition über Verfahrensrecht   

 Z.B. Entscheidung ohne mündliche Verhandlung (§ 128 II ZPO), z.B. Beweiserhebung „in der dem Gericht 
geeignet erscheinenden Art“ (§ 284 S. 2 ZPO)

 § 295 ZPO  bei Verletzung einer das Verfahren betreffenden Vorschrift Obliegenheit zur Verfahrensrüge, 
sofern nicht Vorschrift verletzt, „auf deren Befolgung eine Partei nicht wirksam verzichten kann“
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 § 612 ZPO „Der Commercial Court im ersten Rechtszug und die Commercial Chamber treffen mit den Parteien so 
früh wie möglich in einem Organisationstermin Vereinbarungen über die Organisation und den Ablauf des 
Verfahrens, sofern keine sachlichen oder organisatorischen Gründe entgegenstehen. Die §§ 224, 296 und 356 
gelten für Vereinbarungen, die im Rahmen eines Organisationstermins getroffen wurden, entsprechend.“

 Verbindlichkeit kraft Präklusionsdrohung?
 Verweis auf § 296 I ZPO („Angriffs- und Verteidigungsmittel, die erst nach Ablauf einer hierfür gesetzten Frist […] 

vorgebracht werden, sind nur zuzulassen, wenn nach der freien Überzeugung des Gerichts ihre Zulassung die 
Erledigung des Rechtsstreits nicht verzögern würde oder wenn die Partei die Verspätung genügend entschuldigt.“]

 Verzögerung: absoluter Verzögerungsbegriff, abgemildert durch Verbot der Überbeschleunigung und 
kompensierende Prozessförderungspflicht des Gerichts

 Verweis auf § 296 II ZPO („Angriffs- und Verteidigungsmittel, die entgegen § 282 Abs. 1 nicht rechtzeitig vorgebracht 
oder entgegen § 282 Abs. 2 nicht rechtzeitig mitgeteilt werden, können zurückgewiesen werden, wenn ihre 
Zulassung nach der freien Überzeugung des Gerichts die Erledigung des Rechtsstreits verzögern würde und die 
Verspätung auf grober Nachlässigkeit beruht.“]

 Spielt im Regelverfahren praktisch kaum keine Rolle
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 Begründung Regierungsentwurf zu Zweck und Durchführung des Organisationstermins, BT-Drs. 
20/8649 S. 37
 Termin dient dem Zweck, „Sach- und Streitstoff zu systematisieren, abzuschichten und um Vereinbarungen zu 

einem Verfahrensfahrplan zu treffen“

 Orientiert sich am Modell der Case-Management-Konferenz im Schiedsverfahren

 Abweichend von § 139 I 3 ZPO kein Ermessen des Gerichts; Termin nur dann nur nicht erforderlich, wenn „nur“ eine 
Rechtsfrage zu entscheiden und kein Prozessstoff zu strukturieren ist

 Kann im Rahmen einer Telefon- oder Videokonferenz erfolgen

 Begründung Regierungsentwurf zum Verweis auf Präklusionsregeln, BT-Drs. 20/8649 S. 37 f.
 Der Verweis in Satz 2 auf die §§ 224, 296 und 356 stellt sicher, dass die Parteien an Vereinbarungen, die sie im 

Rahmen des Organisationstermins getroffen haben, gebunden sind. Es soll verhindert werden, dass getroffene 
Vereinbarungen nachträglich hinfällig werden, indem Fristen - etwa für die Einreichung von Schriftsätzen, die 
Übermittlung von Angriffs- oder Verteidigungsmitteln, für die Benennung von Zeugen oder sonstigen Beweismitteln -
nicht eingehalten werden. (…)

 Parteien sollen nicht jederzeit voraussetzungslos Fristverlängerung beantragen werden
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 Leitbildunktion?  Wie ist der „Organisationstermin“ selbst in die Struktur des Zivilprozesses 
eingebunden?

 Verfahrensrechtliche Bedeutung des Organisationstermins – einige Stellungnahmen.
 Hitzel, ZIP 2025, 2411, 2412 ff.:

 analysiert, dass Organisationstermin nach „gesetzgeberischem Verständnis wohl nicht als Teil der mdl. Verhandlung 
begriffen“ werde, und verweist aus Folgeprobleme fehlender regulativer Ausgestaltung;

 empfiehlt, frühen ersten Termin als Organisationstermin auszugestalten, damit kein „prozessualer Graubereich“, 
Konsequenz z.B. § 128a ZPO (+), TelKo (-);  folgert, dass Voraussetzungen für ein Absehen von der Durchführung 
des Organisationstermins dann nicht gegeben, weil Haupttermin nicht bestimmt werden müsse, wenn Rechtsstreit 
entscheidungsreif

 Ergebnis (nach weiterer Erörterung der Rechtsnatur und der Gegenstände der Vereinbarung): „Das im Schrifttum 
zum Ausdruck gebrachte Bedauern, dass § 612 Satz 1 ZPO die Durchführung eines Organisationstermins auf die 
Tätigkeit der Commercial Courts im ersten Rechtszug beschränke, erscheint aufgrund der Tatsache, dass § 612 
ZPO weitgehend inhaltsleer ist, unberechtigt.“ (aaO, S. 2417):

 Thomas/Putzo/Nordmeier, 47. Aufl. 2026, § 612 ZPO Rn. 1: empfehle sich „Bestimmung eines frühen ersten Termins
als Organisationstermin“
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 Verfahrensrechtliche Bedeutung des Organisationstermins – einige Stellungnahmen:
 Zöller/Greger, ZPO, 36. Aufl. 2026, § 612 Rn. 3:

 versteht Organisationstermin als „informelle, nicht öffentliche Besprechung“

 diene primär der Erörterung des Verfahrensablaufs und damit der Vorbereitung der mdl. Verhandlung, ersetze diese 
also nicht;

 eigne sich auch gut zur Erfüllung der Erörterungs- und Hinweispflichten nach § 139 I, II ZPO

 Anders/Gehle/Anders, ZPO, 84. Aufl. 2026, § 612 ZPO Rn. 4, 5:

 Stehe im Zusammenhang mit § 139 I 3 ZPO, der ebenfalls Organisationstermin ermögliche

 Keine mündliche Verhandlung, so dass kein VU ergehen kann

 BeckOK-ZPO/Bodendiek, 60. Edition 01.03.2026, § 612 ZPO Rn. 6.1:

 Früher erster Termin als Organisationstermin könne gut geeignete Option sein, aber in geeigneten Fällen auch 
schriftliches Vorverfahren nicht ausgeschlossen

 Organisationstermin – Neues Instrument mit Leitbildfunktion ???
 Dann bitte: klare Trennung von einem Termin, in dem mündlich verhandelt wird/werden kann !
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 Leitbildunktion?  Fragen über Fragen: Wer ist „Partei“ der Vereinbarung? Wie bindend ist die 
Vereinbarung? Was kann Gegenstand der Vereinbarung sein?

 Verfahrensrechtliche Bedeutung der Vereinbarungen nach § 612 ZPO – einige Stellungnahmen
 Reichert/Groh, Lehren aus der Schiedsgerichtsbarkeit für staatliche Commercial Courts, NZG 2023, 1007 ff.

 CC-Verfahren habe nicht die Möglichkeiten, die privaten Schiedsgerichten offenstehen, da die übrige ZPO nicht die 
Parteidisponibilität ihres Zehnten Buches hat, jedenfalls hinsichtlich der Vereinbarung von prozessualen Regeln

 Wäre bereits lohnend, wenn Verfahren vor Commercial Courts zeitlich strukturiert und insbesondere 
Schriftsatzfristen abgestimmt würden; beklagen „Wildwuchs“ an Schriftsätzen; vorhergehende Absprache über 
die Anzahl der Schriftsatzrunden und die frühzeitige Vereinbarung eines Cut Off-Date könnten Abhilfe leisten

 Groh, Die GmbH vor Commercial Courts: 5 Fragen und Antworten zum Inkrafttreten des Justizstandort-
Stärkungsgesetzes, GmbHR 2025, 561 ff.

 Beweisrecht: im Grundsatz Parteiherrschaft; unzulässig Beweisverträge, die in freie richterliche Beweiswürdigung 
eingreifen; „Zwischenraum nicht abschließend ausgeleuchtet“

 Sei unerforscht, inwieweit Regelungen der ZPO überhaupt parteidisponibel  sind; plädiert für ein „großzügiges 
Verständnis der Dispositionsmaxime“ 
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 Verfahrensrechtliche Bedeutung der Vereinbarungen nach § 612 ZPO – einige Stellungnahmen
 Hitzel, ZIP 2025, 2411, 2414 ff.:

 Vereinbarung nur zwischen den Parteien, kein dreiseitiger Vertrag zwischen Gericht und Parteien; 

 über Schriftsatzfristen, Verhandlungstermine usw. können Parteien nicht disponieren; Gericht im Rahmen seines 
pflichtgemäßen Ermessens gehalten, Parteiabsprechen bei der Verfahrensgestaltung zu berücksichtigen

 Gericht habe nach allg. Vorschriften unmittelbar verfahrensgestaltend wirkende Vereinbarungen, etwa Verzichte auf 
bestimmte Beweismittel, zu beachten, dies auch dann, wenn sie erst im Organisationstermin geschlossen werden.

 § 612 ZPO erweitere die Dispositionsbefugnis der Parteien im Bezug auf formelle Prozessleitung nicht; 

 disponibel: Anzahl der Schriftsatzrunden, Koordinierung der Termine, Abstimmungen bzgl. Beweisaufnahme 
(aber nicht Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung, Strengbeweisregeln)

 Aber: z.B. kein Cut-off-Date möglich, von dem an unabhängig von den Voraussetzungen des § 296 I ZPO 
weiterer Vortrag nicht mehr berücksichtigt werde

 Aber: z.B. keine Cross-Examination, keine Anwendung der IBA-Rules on the Taking of Evidence
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 Verfahrensrechtliche Bedeutung der Vereinbarungen nach § 612 ZPO – einige Stellungnahmen
 Zöller/Greger, ZPO, 36. Aufl. 2026, § 612 Rn. 5:

 Formelle Prozessleitung  Gericht wäre nicht gebunden, bei Abweichung allenfalls rechtliches Gehör zu wahren; 
Vereinbarung nicht gleich Herbeiführen einer Einigung, meint Abstimmung der Verfahrensplanung mit den Parteien

 Musielak/Voit/Wolff, ZPO 23. Aufl. 2026, § 612 Rn. 8, 9

 Vereinbarungen nach § 612 binden Gericht und Parteien

 Verstößt das Gericht gegen eine Vereinbarung, so liegt darin (anders als im Schiedsverfahren, § 1059 Abs. 2 Nr. 1 
lit . d) weder ein Berufungs- noch ein Revisionsgrund; weiche das Gericht ohne Ankündigung von Vereinbarungen 
ab, könne dies aber eine Gehörsverletzung begründen

 BeckOK-ZPO/Bodendiek, 60. Edition 01.03.2026, § 612 ZPO Rn. 8, 10 ff.:

 gehe nicht um Prozessvereinbarungen der Parteien, rügelose Einlassung in Bezug auf Verletzung von 
Verfahrensvorschriften (§ 295 ZPO), sondern um dreiseitige Vereinbarung

 Verstoß des Gerichts gegen Vereinbarung: wie oben Wolff

 Nicht die ganze ZPO stehe zur Disposition, z.B. nicht modus operandi der Beweisaufnahme (Stichwort „continental
style versus cross examination“), keine pauschale Vereinbarung der IBA-Rules on the Taking on Evidence
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 Vereinbarungen nach § 612 ZPO – Neues Instrument mit Leitbildfunktion?
 Vereinbarung auch mit dem Gericht?  wäre „neu, doch nicht verkehrt“

 Anwendungsproblem z.B. Bindung des Gerichts an Beweismittelverträge

 Erweiterte Parteidisponibilität?
 „die ganze ZPO“  wäre neu, doch verkehrt: Organisation und Ablauf des Verfahrens meint immer noch 

das ZPO-Erkenntnisverfahren

 Verzichtbare/unverzichtbare Verfahrensvorschriften i.S.v.  § 295 ZPO (vgl. Diekmann, NJW 2021, 605, 606)

 Abgrenzung abstrakt schwierig; konkrete Einzelfälle umstritten

 Tauglicher Ansatz: Bedeutung der Verfahrensregel „für ein den rechtsstaatlichen Anforderungen gerecht 
werdendes Verfahren“, insbesondere Vorschriften, die „die verfassungsrechtlichen Anforderungen an ein 
gerichtliches Verfahren konkretisieren“ (BVerwG Beschl. v. 18.7.2019 – 2 B 7.19 Rn. 11; BVerwG Beschl. v. 
01.07.2021 – 2 B 71.20 Rn. 14)

 Verbindlichkeit für Partei = konsequentere Anwendung der Präklusionsregeln? 
 Vereinbarung zu berücksichtigender Aspekt
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 Reformkommission „Zivilprozess der Zukunft“, Abschlussbericht Januar 2025
 Effektivierung des Erkenntnisverfahrens

 Bis zum Eingang der Klageerwiderung Verfahrensablauf vergleichbar dem des bisherigen schriftlichen 
Vorverfahrens (§ 276 ZPO), Alternative früher erster Termin entfällt

 „Instrumentenkasten“ verfahrensfördernder Maßnahmen ist um einen Organisationstermin ( keine 
mündliche Verhandlung i.S.v. § 128 I ZPO, S. 140) und einen verfahrensleitenden Hinweis zu erweitern.

 Organisationstermin (Verfahrenskonferenz): soll ein für die Parteien, deren Prozessbevollmächtigte und das 
Gericht verbindlicher Zeitplan mit Fristen und Terminen festgelegt werden, von dem nur aus wichtigem Grund 
abgewichen werden darf; Abgrenzung zum obligatorischen Organisationstermin i.S.v. § 612 ZPO (S. 137 f.)

 Verfahrensfördernder Hinweis: Hinweis gezielt auf Verfahrensförderung gerichtet, Vorbild § 83 I 1 PatG, Gericht 
soll so früh wie möglich auf Gesichtspunkte hinweisen, die für die Entscheidung voraussichtlich von besonderer 
Bedeutung sein werden oder der Konzentration der Verhandlung auf die für die Entscheidung wesentlichen 
Fragen dienlich sind

 Außerdem „schneller Termin“: anders als Haupttermin nicht primär auf Verfahrensbeendigung ausgerichtet, 
sondern dient der Vorbereitung eines späteren Haupttermins (oder der Entscheidung im schriftl. Verf.)
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 Arbeitsgruppe „Zivilprozess der Zukunft“, Tagungsband Abschlussveranstaltung
 Themenbereich: Qualität und Effizienz der Rechtsprechung, Teil II Strukturierung

 Abkehr vom bisherigen Prinzip „früher erster Termin/schriftliches Vorverfahren“  (§ 272 II ZPO); bisheriges 
schriftliches Vorverfahren (§ 276 ZPO) Regelfall

 5 Kategorien von „Sitzungsterminen“: Organisationstermin, Gütetermin, Erörterungstermin, Termin zur 
Beweisaufnahme, Termin zur mündlichen Verhandlung

 Organisationstermin zur gemeinschaftlichen Absprache des Verfahrensfortgangs, dient nicht der Verhandlung 
zur Sache; Parteien sollen übereinstimmend Organisationstermin beantragen können (bindend für Gericht)

 Streiterledigungsfunktion (= Möglichkeit zur Schließung der mdl. Verhandlung) hat nur Termin zur mündlichen 
Verhandlung 

 Fokus auf Prozessförderungspflicht des Gerichts

 Hinweise so früh wie möglich, insb. Hinweis auf wesentliche Gesichtspunkte schon vor mdl. Verhandlung

 Gericht soll in jeder Lage des Verfahrens auf zügige Erledigung des Rechtsstreits hinwirken; Mitwirkung der 
Parten, Gericht soll Anregungen der Parteien berücksichtigen; verfahrensfördernde Maßnahme durch das 
Gericht soll regelmäßig innerhalb von vier Wochen nach dem Ende des letzten Verfahrensschritts erfolgen
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nur eine Tatsacheninstanz 
(bei relativ hohem Streitwert)

Organisationstermin 
(Case Management)

Revisionsinstanz ohne 
Zulassungserfordernis

ComCourt

Das magische Dreieck … des Commercial Court-Verfahrens

Gerichtssprache 
alternativ 
Englisch

Wortlautprotokoll 
(auch Court-

Reporter)



hhu.de

Eine Tatsacheninstanz plus Revisionsinstanz

24

 § 614 ZPO: Gegen Urteile des Commercial Courts findet die Revision statt. Die 
Revision gegen Urteile im ersten Rechtszug bedarf keiner Zulassung. 

 Begründung Regierungsentwurf zur zulassungsfreien Revision, BT-Drs. 20/8649 S. 39
 …; für einen ausreichenden Instanzenzug muss den Parteien daher der Zugang zum Bundesgerichtshof 

unter erleichterten Bedingungen gewährt werden. Andernfalls bestünde die Gefahr, dass die Revision zum 
Bundesgerichtshof nicht zugelassen und damit der Rechtsweg verschlossen bliebe. Ein solches Ergebnis 
gilt es ob der wirtschaftlich regelmäßig hohen Bedeutung dieser Streitigkeiten, die etwa mit dem 
Erhalt oder dem Auf- bzw. Abbau von Arbeitsplätzen in Deutschland verbunden sein können, zu 
verhindern.

 Leitbildfunktion = Übertragung auf andere Zivilprozesse ??? – zwei Denkanstöße zur Diskussion
 (1) Wacwalik, NJW 2025, 3457, 6462 f.: zurück zur Streitwertrevision mit Übernahme der 

Streitwertgrenze 500.000 € 

 (2) bestimmte Verfahren mit hohem Streitwert: Vorausverzicht auf eine Tatsacheninstanz  Revision 
zulassungsfrei
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I. Einleitung
1. Auf dem Weg zum „Zivilprozess der Zukunft“ - Warum Reformbedarf?
2. Neuerungen durch das Justizstandort-Stärkungsgesetz

II. Vorab: Chance zur Profilierung im internationalen Wirtschaftsverkehr oder „Bin 
ich überhaupt zuständig?“ Einladung zur Diskussion

III. Leitmodell für den Zivilprozess
1. Strukturierung des Verfahrens – Case Management
2. Vereinbarungen über Organisation und Auflauf des Verfahrens
3. Eine Tatsacheninstanz plus Revisionsinstanz 

IV.Ein neues Leitmodell ? Einladung zur Diskussion
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 Case Management in CC-Verfahren  hat Potential zur Steigerung der Effizienz des 
Zivilprozesses …

 …. nicht nur in CC-Verfahren
 Aber: Einbindung in eine generelle Neustrukturierung der §§ 272 ff. ZPO („Zivilprozess der Zukunft“) 

 Eine Tatsacheninstanz plus zulassungsfreie Revision …
 für bestimmte Verfahren diskussionswürdig
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